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Im Klybeck-Quartier gibt es seit
kurzem einen öffentlichen Platz-
wart. Es ist keinmürrischerHerr
mit blauemÜbergewand und Zi-
garillo im Mundwinkel, der für
Ruhe und Ordnung sorgt. Der
Platzwart ist eine Frau.Diemänn-
liche Schreibweise ist in diesem
Fall trotzdemkorrekt.DennAnna
Petersen (30) möchte ausdrück-
lich nicht als «Platzwartin» be-
zeichnet werden.

Wir treffen die Hamburgerin
vor der ehemaligen Kantine der
Ciba.Auf deren einstigemWerk-
gelände wird der neue Stadtteil
Klybeck entstehen.Der unattrak-
tive Vorplatz zwischen Gärtner-
und Mauerstrasse – heute eine
Kreuzung – soll dereinst denNa-
men «Klybeckplatz» tragen und
das Herzstück des neuen Stadt-
teils werden.

DieserVorplatzwird ab Sams-
tag, 28. August, bis Ende 2022
zur Bühne für einen ausserge-
wöhnlichenVersuch: Interessierte
Baslerinnen und Basler können
dem Ort mit Projekten, Installa-
tionen oder temporärenAngebo-
ten Leben einhauchen.

Organisiert und finanziert wird
die Aktion von der Rhystadt AG,
der Swiss Life und dem Kanton
Basel-Stadt, den drei Planungs-
partnern auf dem Gelände. Die
Aktion sei «AusdruckdesWillens,
mit der Entwicklung des Indus-
trieareals zu einem vielfältigen
und bunten Stadtquartier schon
heute zu beginnen», sagt Chris-
tianMutschler, CEOderRhystadt
AG.Ein Projektrat entscheidet un-
bürokratisch über eingereichte
Projekte.

Ein Experiment also.Undmit-
tendrin: Anna Petersen. Sie defi-
niert ihre Rolle so: «Ein Platz-
wart ist jemand, der vorOrt Prä-
senz zeigt, aber im Hintergrund
arbeitet. Ich öffne den Platz für
dieMenschen, helfe beimEinrei-
chenvon Projekten und stehe für
Fragen zur Verfügung.»

Natürlich gebe es Spielregeln
fürs Mitmachen, sagt Petersen.
DieProjekte sollenunteranderem
«nicht gewinnorientiert, öko
logisch verträglich, politisch zu-
rückhaltend und gesellschafts-
relevant» sein. Ihre Aufgabe sei
es aber nicht, dies zu kontrollie-

ren. Sie sehe sich vielmehr «im
besten Fall als eine Art Seele des
Platzes» für die nächsten knapp
eineinhalb Jahre.

Petersen ist gelernte Grafike-
rin. Sie hat, bevor sie 2020 nach
Basel kam – «der Liebe wegen»,
wie dieMutter eines kleinen Bu-
ben sagt –, imHamburger Stadt-

teil St. Pauli als Gestaltungsbera
terin gearbeitet.Derzeitwohnt sie
im Matthäus-Quartier.

Bei unserem Treffen trägt sie
einen knallorangen Arbeitsove-
rall. An ihren Händen klebt gel-
be Farbe: Der Infokiosk ist noch
imBau. Jan Knopp und Benjamin
Kniel, Inhaber des BaslerDesign-
und Projektbüros Knopp+Kniel,
das für die Umsetzung des Mit-
machexperiments verantwort-
lich ist, sind am Malen, Sägen
und Bohren. Petersen hilft ihnen
dabei. Zum Gespräch setzen wir
uns an eine lange Holzbank, die
bereits auf dem Gelände instal-
liert ist.

Frau Petersen,warum soll man
Sie «Platzwart» nennen und
nicht «Platzwartin»?
DasWort «Platzwart» schafft re-
flexartig ein Klischee in den Köp-
fen derMenschen. Sie stellen sich
einen etwas strengenMannmitt-
leren Alters vor. Wenn sie dann
eine Frau vor sich haben, reali-
sieren sie, dass die Realität über-
raschender ist, als sie dachten.
Gestalterisch tätig zu sein, heisst

eben auch, bewusst Irritationen
zu schaffen und Klischees zu
durchbrechen.

Auf demKlybeckplatz sollen
die «Möglichkeiten eines
öffentlichen Stadtplatzes
erkundetwerden». Das klingt
vage.Wasmussman sich
darunter vorstellen?
Die Formulierung ist bewusst
offen gewählt, weil uns noch
keine konkreten Projekteingaben
vorliegen.

Ist das Ganze bloss eine
Alibiübung, damit die
Bevölkerung das Gefühl hat,
siewerde in die Gestaltung
des neuen Quartiersmit
einbezogen?
Persönlich fände ich es schön,
wenn einzelne Projekte definitiv
in die Gestaltung des Platzes ein-
fliessen würden. Das hängt na-
türlich auch von den eingereich-
ten Projekten ab. Als Platzwart
kann ich nichts versprechen.
Aber ich bin sicher, dass sich die
Planungspartner das anschauen
werden.

Wie nehmen Sie Baselwahr?
Basel ist im Verhältnis zu Ham-
burg klein und überschaubar,
man kennt sich. Ich bin neu hier,
aber das hat auch einen Vorteil:
Ich kann unvoreingenommen
sein. Basel istwunderschön, sehr
offen und international. Anders
als in Hamburg wird die Kultur
stark gefördert, auch dank der
vielen hier ansässigen Stiftungen.
Leider fehlt es etwas an Freiräu-
men,weil Basel als Kanton durch
seineGrenzlage eingeschränkt ist.

AnnaPetersenmuss zurück andie
Arbeit. Es gibt nochviel zu tun bis
zumEröffnungsfest amSamstag.
Am Infohäuschen hängt ein Pla-
kat, auf dem steht: «Der Klybeck-
platz wird, was wir daraus ma-
chen.» Man darf gespannt sein.

Martin Furrer

Projektideen können eingegeben
werden auf www.klybeckplatz.info.
Anna Petersen ist in der Regel von
Mi–So 15–18 Uhr vor Ort oder er-
reichbar unter hallo@klybeckplatz.
info und 078 224 22 34.

Gesucht: Ideen für den neuen Klybeckplatz
Experiment im Kleinbasel Die Hamburgerin Anna Petersen ist Kopf und Seele eines einzigartigen Versuchs.

Platzwartin Anna Petersen.
Foto: Kostas Maros

Thomas Dähler

Das Machtwort aus Bundesbern
beendetvorläufig denKonflikt zwi-
schen der Projektträgerschaft und
den Kantonen und Verbänden.
«Nach umfassendenKlärungen» –
so die Formulierung des Staatsse-
kretariats –wird die KV-Reform im
übernächsten Jahr umgesetzt. Das
Resultat der Klärungen: Gestartet
wird ein Jahr später als geplant,
und auf die vorgesehene Abschaf-
fung der zweiten Fremdsprache
wird verzichtet. Das Bildungsesta-
blishment akzeptiert die Entschei-
de mit Zähneknirschen.

Damit werden sich die Ler-
nenden, die ihre KV-Lehre ab
2023 beginnen, im schulischen
Unterricht anHandlungskompe-
tenzen orientierenmüssen.Wei-
terhin gewährleistetwerden soll
jetzt auch die lehrbegleitende
Berufsmaturität, für die noch ein
Umsetzungskonzept erarbeitet
wird,wie es in derMitteilung aus
Bundesbern heisst.

Die beliebteste Lehre
in der Schweiz
Die Verschiebung auf den Som-
mer 2023 ist demDruck derKan-
tone zuverdanken.Auch die Par-
lamente der beiden Basel haben
in Resolutionen an den Bundes-
rat eine Verschiebung verlangt.
Der Kaufmännische Verband al-
lerdings, unterstützt durch den
Arbeitgeberverband und denGe-
werbeverband, hielt noch im Juni
fest, dass eigentlich «sämtliche
Kriterien für eine Einführung
zum vorgesehenen Zeitpunkt
2022» erfüllt seien.

Von einemkritischenUmgang
mit den Herausforderungen, die
nun bisMitte 2023 zu bewältigen
sind, ist der KaufmännischeVer-
band auch heute noch weit ent-
fernt.Auf derWebsite hat derVer-

band ein Dokument «Fakten zur
neuen kaufmännischen Grund-
bildung» der Schweizerischen
Konferenz der kaufmännischen
Ausbildungs- undPrüfungsbran-
chen aufgeschaltet, das eher ei-
nerPropagandaschrift gleicht als
einer seriösen Auseinanderset-
zung mit den zu bewältigenden
Schwierigkeiten.

Die BaselbieterBildungsdirek
torin Monica Gschwind hinge-

gen sagte an der Eröffnungsver-
anstaltung zumneuen Schuljahr,
es gebe noch immer viele unge-
löste Probleme.

Die kaufmännische Lehre ist
die beliebteste Lehre in der
Schweiz. Jährlich beginnen rund
13’000 Lernende das KV. Eine Re-
formderKV-Lehre kommt grund-
sätzlich nicht überraschend, liegt
die letzte Reform doch bereits
zehn Jahre zurück.Alle Berufsleh-

renwerden jeweils nach fünf Jah-
ren überprüft. Korrigiert wurde
nach der Anhörung durch das
Staatssekretariat für Bildung,
Forschung und Innovation das
Fremdsprachenkonzept, das auf
den heftigsten Widerstand ge
stossenwar.Vorgesehenwar ur-
sprünglich nur eine Fremdspra-
che. Jetzt hat man sich aber auf
zwei Fremdsprachen für alle KV-
Absolventen geeinigt;mindestens

eine davonmuss eine Landesspra-
che sein.

Ob mit der verabschiedeten
Bundesverordnung die Kritik ver-
stummt, ist ungewiss. Noch sind
mehrere Fragen der Kritiker un-
beantwortet, darunter auch die
beiden Interpellationen im Nati-
onalrat, die SamiraMarti (SP, BL)
undKatja Christ (GLP,BS) imver-
gangenenMai eingereicht haben.
Auch derZürcherVerband derBe-
rufslehrkräfte, der ein drohendes
Manko bei der Vermittlung der
Grundlagen befürchtete, dürfte
weiterhinAntworten einfordern.

Es stehen grosse
Herausforderungen an
Gschwind meinte dazu, mit den
zwei Jahren bis zur Einführung
der reformiertenKV-Lehre erhiel-
ten die Projektorganisationen die
nötige Zeit, die es für eine gute
Vorbereitung und die Klärung of-
fener Fragen brauche.Die beiden
Basel spannen dabei zusammen.
Die grosse Herausforderung sei,
die heutige Fächeraufteilung
aufzulösen und deren Inhalte
den geforderten Handlungs
kompetenzen zuzuordnen, sagte
Fabienne Romanens, Kommuni
kationsverantwortliche der Bil-
dungsdirektion in Liestal. Das sei
für die Lehrkräfte neu und for-
dere die Schulen organisatorisch,
inklusive Koordination mit den
Lehrbetrieben.

Dazu kommt, dass die Grund-
lagen für die Schulung der Lehr-
kräfte erarbeitetwerdenmüssen.
Eine besondere Herausforde-
rung sei dabei, dass alles paral-
lel laufe: die Ausbildung, der
Unterricht der Jahrgänge nach
altem Systemund derUnterricht
für die neuen KV-Lernenden
nach dem neuen Systemmit der
Ausrichtung aufHandlungskom-
petenzen.

Die Zangengeburt der neuen KV-Lehre
wird eingeleitet
Bundesbern beendet den Streit Das Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation setzt die Verordnungen
für die neuen KV-Lehren per Mitte 2023 in Kraft. Dochmit der Verschiebung um ein Jahr sind die Probleme noch nicht gelöst.

Rund 13’000 Lernende schliessen jährlich das KV ab: Lehrabschlussfeier in der Eventhalle der Messe Basel. Foto: Kostas Maros

«Es gibt
noch immer
viele ungelöste
Probleme.»

Monica Gschwind
Bildungsdirektorin Baselland
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Mirjam Kohler

Im Juni 2018 erhängte sich eine
29-jährige abgewiesene Asylsu-
chende in einervideoüberwach-
ten Zelle des Basler Untersu-
chungsgefängnisses Waaghof.
Jetztmüssen sich vierGefängnis-
mitarbeitende vor Gericht ver-
antworten. Der Vorwurf: Fahr-
lässigeTötung durch unterlasse-
neHilfeleistung undAussetzung.

Die Frauwar amVorabendvon
Bern in denWaaghof inAusschaf-
fungshaft verlegt worden. Nach
einer unruhigenNacht, in der die
Frau mehrfach herumgeschrien
habe, wurde sie am Morgen aus
Sicherheitsgründen in einevideo-
überwachte Zelle umquartiert.
Die Verständigung mit der Sri
Lankerin sei wegen Sprachbarri-
eren schwierig gewesen.

Die Videoaufnahmen zeigen,
wie die Frau in der Zelle rastlos
umherging, sich wälzte, gegen
dieWand und sich selber schlug
und ihre Decke zerriss. Sie griff
sich gemäss Anklageschrift «in
würgeartiger Manier» an den
Hals, klingelte mehrfach nach
der Gefängnisaufsicht und zog
ihr Traineroberteil aus. Nach
knapp vier Stunden in der Zelle
nahm sie ihrTraineroberteil, be-
festigte es am Zellenfenster und
erhängte sich damit.

Kurz darauf bemerkte ein Se-
curitas-Mitarbeiter denVorfall in
der Überwachungszentrale und
schickte einen Aufseher zur Zel-
le. Unterwegs begegnete dieser
einem weiteren Aufseher und
demAbteilungsleiter und forder-
te sie auf,mitzukommen.Als sie
in der Zelle eintrafen, hatte die
Frau seit viereinhalbMinuten am
Fenster gehangen.

Einer der Männer zerschnitt
das Traineroberteil – zu diesem
Zeitpunkt soll die Frau noch geat-
met haben,war aber bewusstlos –
undman benetzte das Gesicht der
FraumitWasser, doch sie reagierte
nicht.Danachverliessen dieMän-
ner die Zelle, ohne sichweiter um
die Verletzte zu kümmern.

Kurz darauf kehrte der eine
Beschuldigte in die Zelle zurück
und wartete auf eine herbeige-
rufene Aufseherin, die der Frau
die Trainerhose auszog und ein
«Sicherheitsgewand»bereitlegte,
das die Asylsuchende später an-
ziehen sollte. Dann verliess sie
die Zelle und liess die nun nackte
Verletzte unverändert liegen.
Zehn Minuten nachdem er das
ersteMal die Zelle betreten hatte,

informierte der Gefängnisauf
seher auf Anordnung des Abtei-
lungsleiters die Sanität. Drei
Minuten später drehte die Auf-
seherin dieVerletzte auf den Rü-
cken, und man benetzte erneut
das Gesicht der Bewusstlosen
mit Wasser. Noch einmal zwei
Minuten später nahm derAbtei-
lungsleiter zum ersten MalWie-
derbelebungsversuche vor.

«Das ist Schauspielerei»
Zwei Tage später verstarb die
Asylbewerberin im Spital an den
Hirnschäden, die durch den lan-
gen Sauerstoffmangel entstan-
den waren. Dass die Frau unter
diesen Umständen sterben wür-
de, war gemäss Anklageschrift
vorhersehbar. Weil die Beschul-
digten, die durch ihre Arbeit und
Ausbildung mit Nothilfekonzep-
ten vertraut waren, nicht einmal

elementarste Erste-Hilfe-Mass-
nahmen trafen, müssen sie sich
für den Tod ihrer Schutzbefoh-
lenen verantworten.

Die Verteidiger stellten bei
Prozessbeginn amDienstagmor-
gen zweiAnträge: Einerseits lie-
ge kein strafbares Verhalten vor,
sodass der Prozess abgebrochen
werden sollte. Andererseits sei
der Gefängnisleitung eine Mit-
schuld zu geben,weshalbVertei-
digerAndreasNollAnzeige gegen
dieVerantwortlichen eingereicht
habe.DerProzess sei auszusetzen
und die Kaderleute zusammen
mit den nun vor Gericht stehen-
den «Bauernopfern» zu beurtei-
len. Das Gericht lehnte beide
Anträge ab.

«Mein erster Gedanke, als ich
in der Zelle eintraf und die Frau
hängen sah, war: Das ist Schau-
spielerei», sagte der Gefängnis-

aufseheramDienstagvorGericht.
Es komme häufig vor, dass In-
haftierte das tun würden. Die
Frau habe geatmet und auf das
Wasser im Gesicht mit Reflexen
reagiert. Er habe im Stress nicht
realisiert, dass er eine Bewusst-
lose vor sich habe, und deshalb
nicht mehr unternommen.

Ungenügend geschult
Auch die anderen Beschuldigten,
die – ausser dem Abteilungslei-
ter – alle vor Gericht aussagten,
gingen davon aus, dass die Frau
ihre Notlage vorspiele oder dass
die Lage als nicht so ernst einzu-
schätzen sei. Zudem fühlten sie
sich durch ihrenArbeitgeber un-
genügendmedizinisch geschult.

Als Auskunftsperson wurde
ein Forensiker vorgeladen, der
die Leiche untersucht hatte. «Es
hätte eine gute Chance bestan-

den, sie beim Zeitpunkt des Los-
schneidens noch zu retten. Das
wurde vertan, weil man es ihr
nicht ermöglicht hat, wieder zu
atmen, indemman sie beispiels-
weise in die stabile Seitenlage ge-
bracht hätte.» In der abnormalen
Körperhaltung, mit der die Frau
in der Ecke lag, sei es für sie un-
möglich gewesen, auszuatmen.

Der Amtsarzt des Waaghofs
wurde als Zeuge geladen. Er
führte aus, wie die Angestellten
medizinisch ausgebildetwurden.
Seit demVorfall seien neue Schu-
lungen erarbeitet worden, die
nun regelmässig durchgeführt
würden. Die zentrale Frage, ob
die Gefängnisangestellten den
Tod durch Rettungsmassnah-
men wirklich hätten verhindern
können, konnte nicht abschlies-
send geklärt werden. Das Urteil
wird am Freitag erwartet.

Aufseher liessen Bewusstlose nackt in Zelle liegen
Prozess am Basler Strafgericht Eine abgewiesene Asylsuchende hat sich 2018 im Untersuchungsgefängnis Waaghof
in einer Zelle erhängt. Nunmuss das Strafgericht beurteilen, ob Gefängnisangestellte für ihren Tod belangt werden können.

Hilfe bei Suizidgedanken

Haben Sie Suizidgedanken oder
kennen Sie jemanden, der Unter-
stützung benötigt? Dann kontak-
tieren Sie die Dargebotene Hand,
Telefon 143. E-Mail- und Chat-Kon-
takte finden Sie auf www.143.ch.
Das Angebot ist vertraulich und
kostenlos. Für Kinder und Jugend-
liche ist Telefon 147 da, auch per
SMS, Chat, E-Mail, www.147.ch.
Weitere Informationen und
Kontaktstellen finden Sie auf
www.reden-kann-retten.ch. Adres-
sen für Menschen, die jemanden
durch Suizid verloren haben, gibt
es auf www.trauernetz.ch.

Es ist eine Schweizer Eigenheit:
Hierzulandemüssen die Parteien
und Politiker nicht deklarieren,
woher sie das Geld bekommen.
NachdemTransparency Interna-
tional diesmehrfach kritisiert hat,
bewegt sich etwas – sowohl auf
Bundes- als auch auf Kantons-
ebene. In der Junisession ent-
schied das Bundesparlament,
dass künftig eine Offenlegungs-
pflicht bei Politspenden herrscht.
DieTransparenzschwelle fürEin-
zelspendenwird auf Bundesebe-
ne auf 15’000 Franken festgelegt,
bei politischen Kampagnen bei
50’000 Franken.

Die Basler Regierung ist derMei-
nung, dass auch die kantonale
Politik in Sachen Spendengelder
offener werden soll. Sie emp-
fiehlt dem Grossen Rat, einen
dahingehendenVorstoss von SP-
Grossrätin Edibe Gölgeli zu
überweisen.

«Es wäre ja nichts Neues»
Nach demEntscheid auf Bundes-
ebene erscheine nun der Zeit-
punkt geeignet, «kantonale Be-
stimmungen im Sinne der vor-
liegendenMotion zu erarbeiten»,
schreibt die Regierung. Die Bas-
ler SP-Grossrätin Edibe Gölgeli

begrüsst den Entscheid. Sie ist
überzeugt, die Offenlegung stär-
ke die Demokratie. Von den oft
geäusserten Befürchtungen der
Bürgerlichen,wonach die Partei-
spenden zurückgingen,wenn sie
nichtmehr anonymgetätigtwer-
den können, hält sie wenig. «Es
wäre ja jetzt nichts Neues, die
Spenden offenzulegen – Regie-
rungsrätin Esther Keller hat dies
imWahlkampf ja auch schon ge-
macht», sagt Gölgeli.

Sie selberwürde jedenfalls ih-
rem Velomechaniker nicht den
Rücken kehren,wenn er der SVP-
Partei Geld spende. «BeimVelo-

mechaniker geht es mir nur um
die Dienstleistung – seine Politik
interessiertmich nicht», sagt sie.
Siewürde die Grenze erst ziehen,
wenn der Velomechaniker eine
klar menschenverachtende Par-
tei unterstützenwürde. Dies be-
treffe aber keine der etablierten
Schweizer Parteien.

Gleiche Schwellenwerte
Gölgeli hält es für sinnvoll, kan-
tonal die gleichen Schwellenwer-
te anzuwenden wie national.
Geldgeber kleinerer Beträge sol-
len weiterhin anonym spenden
dürfen. ImVorstoss schreibt SP-

Frau Gölgeli, dass dies ein «un-
nötigerAufwand und für die Pro-
blematik der potenziellen Beein-
flussung irrelevant» sei. Da sie
in ihrem Vorstoss lediglich von
der kommunalen Politik spricht,
will die Regierung dieMotion als
Anzug überwiesen haben. Eine
Motion lässt nämlich keinen In-
terpretationsspielraum zu. «Wir
sind der Meinung, dass dies auf
kantonalerEbenegeregeltwerden
müsste», sagt Yvonne Schaffner,
Leiterin Recht und Volksrechte
in Basel-Stadt.

Leif Simonsen

Basler Stimmbürger sollen wissen, woher Parteispenden kommen
Transparenz gefordert Bisher konnten Abstimmungs- undWahlkämpfe anonym finanziert werden. Damit soll nun Schluss sein.

«Regierungsrätin
Esther Keller hat
imWahlkampf ja
auch die Spenden
offengelegt.»
Edibe Gölgeli
SP-Grossrätin Basel-Stadt

Eine Zelle im Untersuchungsgefängnis Waaghof. Foto: Stefan Leimer


